
Wissenschaftlicher Beitrag

Zusammenfassung  Mit der Verabschiedung der Leitbil-
der und Handlungsstrategien für die Raumentwicklung in 
Deutschland ist die Gestaltung der Kulturlandschaftsent-
wicklung zu einem zentralen Gegenstand der Raumordnung 
geworden. Aufgabe der Landes- und Regionalplanung ist 
aber nicht die direkte Regulierung der Flächennutzung. Ihr 
Koordinationsmechanismus ist vielmehr die Meta-Regulie-
rung, d. h. die Regulierung anderer Regulierungsprozesse. 
Eine Strategie der Meta-Regulierung hat nicht das Ziel der 
Kontrolle individueller Flächennutzungsentscheidungen, 
sondern die Steuerung von Planungsprozessen anderer öf-
fentlicher Planungsorganisationen. Landes- und Regional-
planung setzen verbindliche Regeln für öffentliche Stellen 
und in Grenzen auch für private Vorhabenträger, führen ein 
Monitoring durch und überwachen die Regeleinhaltung im 
Vollzug. Neben der hierarchischen Regulierung wird die 
regionale Zusammenarbeit aber immer wichtiger. Koopera-
tive Formen der Zusammenarbeit in Netzwerken haben für 
die Kulturlandschaftsentwicklung an Bedeutung gewonnen, 
weil keine einzelne Planungsorganisation auf lokaler oder 
regionaler Ebene mehr in der Lage ist, komplexe Land-
schaftsentwicklungsprozesse zu beeinflussen.
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Spatial Planning and Cultural Landscapes from an 
Institutional Point of View 

Abstract  With the adoption of the guiding principles and 
policy strategies of spatial development in Germany the 
development of cultural landscapes has become a central 
task of spatial planning. State and regional planning are not 
concerned with direct land-use regulation. Their coordina-
tion mechanism is meta-regulation, the regulation of other 
regulation processes. A meta-regulatory strategy aims not 
to control individual land-use decisions but the planning 
processes of other public planning organisations. State and 
regional plans set rules for organisations and project devel-
opers, monitor them and seek to bring about compliance 
with those rules. But there is a shift toward policy mak-
ing and implementation through networks. Regional col-
laboration in policy networks have grown in importance, 
in part because no single planning organisation on the local 
or regional level is usually capable of regulating complex 
landscape development processes.
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1 �Einleitung

Die heutige Kulturlandschaft ist das Gemeinschaftsprodukt 
vieler Handlungen zahlreicher Akteure. In Kulturland-
schaften „schlagen sich die Ergebnisse von Arbeit, Verkehr, 
Wohnen, Freizeit, Tourismus, Konsum, Landschaftsplanung 
und Naturschutz nieder, doch ist sie in ihrer realen Gesamt-
heit von niemandem gewollt“ (Sieferle 1997: 220). In ihrer 
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totalität ist die Kulturlandschaft das ergebnis menschlichen 
handelns. auch wenn die kulturlandschaftliche genese 
keinem übergeordneten Plan folgt, unterliegen die dezen-
tralen handlungen, die für die kontinuierliche Produktion 
und reproduktion groß- und kleinräumiger flächennut-
zungsmuster verantwortlich sind, einer Koordination durch 
institutionen. ein besonders wirksames institutionelles 
regelsystem stellt die räumliche Planung dar. gesellschaft-
liche selbstorganisationsprozesse sind daher eng mit regeln 
geplanter Ordnungen verflochten. In Deutschland lässt sich 
die entwicklung von Kulturlandschaften ohne Bezug auf 
den Steuerungseinfluss des arbeitsteilig organisierten Mehr-
ebenensystems der raumplanung nicht erklären. in diesem 
Beitrag soll die faktische rolle der landes- und regional-
planung für die Kulturlandschaftsgenese diskutiert werden. 
anlass für die Untersuchung der Prägekraft dieser abstrak-
testen Planungsform des deutschen raumplanungssystems 
sind aktuelle Wünsche, die regionalplanung zukünftig 
zielorientierter zur gestaltung von Kulturlandschaften 
einzusetzen.

Die entwicklung der Kulturlandschaft als aufgabe der 
raumordnung ist neu entdeckt worden (arge future land-
scape 2005; gailing/Kühn/Vetter 2008). in ihren „leitbil-
dern und handlungsstrategien für die raumentwicklung in 
Deutschland“ stellt die Ministerkonferenz für raumordnung 
fest, dass der „auftrag der raumordnung zur planerischen 
gestaltung von Kulturlandschaften“ mehr umfasst „als nur 
die Konservierung historisch bedeutsamer räume“ (MKrO 
2006: 24). Über diesen eng verstandenen erhaltungsauftrag 
soll die raumordnung deutlich hinaus gehen (Pütz/schröder 
2006: 14; Kilper/gailing 2007: 16) und „eine zentrale steu-
erungs- und Koordinationsfunktion bei der entwicklung 
von Kulturlandschaften“ übernehmen (Beirat für raumord-
nung 2007: 2).

Wie die raumordnungsplanung diesem neuen entwi-
cklungs- und gestaltungsanspruch gerecht werden kann 
und welches landschaftliche gestaltungspotenzial sie in 
der Praxis zu realisieren vermag, ist entscheidend von ihrer 
steuerungskapazität abhängig. Diese wiederum hängt von 
ihrem Vermögen ab, regeln für das Verhalten von akteuren 
zu definieren, die entweder direkt die Bodennutzung beein-
flussen – wie Land-, Forstwirte oder Bauträger – oder selbst 
Planungen durchführen und Vorhaben vorbereiten bzw. 
zulassen, wie gemeinden, fachplanungsträger oder geneh-
migungsbehörden. formelle, d. h. rechtlich verbindliche 
regeln werden im rahmen der aufstellung und fortschrei-
bung von raumordnungsplänen geschaffen. informelle 
regeln können aus der regionalen Zusammenarbeit von 
akteuren hervorgehen, die die raumordnung durch direktes 
netzwerkmanagement koordiniert oder bei der die raum-
ordnung als ein akteur neben anderen beteiligt ist. Die 
frage nach der regulierungskapazität der raumordnung ist 
somit nicht allein durch erörterung der Möglichkeiten und 

rechtlichen Schranken des institutionellen Designs durch 
Raumordnungspläne zu beantworten, sondern muss auch 
die Verfahren kooperativer Regelsetzung in Netzwerkstruk-
turen thematisieren.

2 �Bedeutung institutioneller Regeln 
für Flächennutzungsaktivitäten

Spontan entstandene ebenso wie geplante Ordnungen bauen 
auf Regelmäßigkeiten des Verhaltens auf, denn Akteure 
richten ihr Verhalten an Regeln aus (Crawford/Ostrom 
1995: 595; Eggertsson 1996: 7). Indem Regeln auf das Ver-
halten von Akteuren einwirken, beeinflussen sie den Wan-
del von Kulturlandschaften (Apolinarski/Gailing/Röhring 
2004). Auch die Raumordnung leistet als regelsetzende 
Instanz einen Beitrag zum gesellschaftlichen Bestand sozial 
wirksamer Regeln und fördert damit Veränderungen der 
Kulturlandschaft.

Regeln gelten allgemein als Institutionen (Ostrom 2005: 
16; Hodgson 2006). Institutionen sind „die Spielregeln einer 
Gesellschaft“ (North 1992: 3). Sie legen fest „what indivi-
duals must, must not, may, can, and cannot do“ (Commons 
1968: 138). Regeln bestimmen für Akteure aber nicht nur 
Erlaubnisse oder Verbote, sondern auch Pflichten und Frei-
heiten. Alle Handlungen, die durch Regeln Akteuren weder 
geboten noch verboten sind, konstituieren deren Freiheits-
raum, während alle Regeln, die Handlungen gebieten bzw. 
verbieten, ihren Pflichtenraum bestimmen (Alexy 1996: 
236). Regeln definieren somit sehr unterschiedliche Bezie-
hungsrelationen zwischen Akteuren in Bezug auf bestimmte 
Aktivitäten und Gegenstände. Ein zentraler Typ institutio-
neller Regeln sind Rechte (Bromley 1989: 739). Rechte 
werden als dreistellige Relationen zwischen einem Rechts-
träger, einem oder mehreren Adressaten und einem Gegen-
stand des Rechts verstanden (Alexy 1995: 235; Rainbolt 
2006; Stepanians 2007). Dabei kann ein Recht eine nega-
tive Handlung (Unterlassung) oder eine positive Handlung 
(Tun) des Adressaten zum Gegenstand haben (Alexy 1996: 
173).

Eine zentrale Rolle für den Wandel der Landschaft spie-
len Property-Rights, so genannte Eigentums- oder Ver-
fügungsrechte, die sich direkt auf die Nutzung des Grund 
und Bodens beziehen (Webster/Lai 2003; Needham 2006). 
Von ihrer Definition und Ausgestaltung hängt es weitge-
hend ab, wie Flächen genutzt werden und in Folge sich 
Kulturlandschaften wandeln (Rodewald/Knoepfel/Gerber 
et al. 2003: 6). Der Property-Rights-Ansatz basiert auf der 
Annahme, dass Eigentum nicht allein im Besitz physischer 
Eigenschaften eines Guts besteht (Demsetz 1967: 347; 
Alchian/Demsetz 1973: 17). Durch Eigentumsrechte wird 
dem Rechtsträger für eine Aktivität der Flächennutzung 
gegenüber anderen Akteuren ein Anspruch auf einen Nut-
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zenstrom zuerkannt (Bromley 1989). Gleichzeitig wird den 
anderen Akteuren eine Pflicht auferlegt, die Ausübung des 
Eigentumsrechts des Rechtsträgers nicht zu stören (Cole/
Grossman 2002: 322). Ein Verfügungsrecht konstituiert für 
seinen Träger den Anspruch gegen einen, viele oder alle, 
dass diese etwas unterlassen (negativ) oder etwas aktiv tun 
(positiv) (Narveson 2002: 227 f.). Eigentum besteht somit 
nicht allein im Besitz physischer Eigenschaften eines Guts, 
sondern vor allem in der Macht, aus der Verwendung einer 
Ressource einen Nutzen ziehen zu können (Bromley 1991: 
15) und das Verhalten anderer Akteure – soweit es sich auf
die Nutzung der Ressource bezieht – zu beeinflussen (Ost-
rom/Schlager 1996). Eigentum besteht deshalb auch nicht
nur aus einem einzigen Verfügungsrecht, sondern wird viel-
mehr von einem Bündel unterschiedlicher Rechte gebildet,
die auch nicht alle in der Hand eines Akteurs versammelt
sein müssen, sondern auf unterschiedliche Akteure aufge-
teilt sein können (Richter 1990: 574 f.; Ostrom 2009: 27 ff.).
Dieses Begriffsverständnis des Property-Rights-Ansat-
zes ist mit dem Eigentumsbegriff der Rechtswissenschaft
nicht völlig identisch (Eggertsson 1996: 7; Cole/Grossman
2002). In Bezug auf den Rechtsbündelcharakter des Eigen-
tums stimmen aber beide überein. Für das Verständnis des
kulturlandschaftlichen Wandels ist entscheidend, wer Halter
welcher Rechte ist und zu welchen Aktivitäten der Flächen-
nutzung diese Rechte legitimieren. Über die Zuteilung und
Ausgestaltung von Rechten bestimmen Institutionen. Durch
Regeln wird spezifiziert, welche Akteure welche Verfü-
gungsrechte halten und welche Freiheiten und Pflichten für
sie und andere damit einhergehen.

Die Institutionen, die über Art und Intensität der Flächen-
nutzung bestimmen, werden arbeitsteilig von sehr unter-
schiedlichen Akteuren geschaffen. Zwischen den Regeln 
bestehen oft Zusammenhänge. „Welche Befugnisse einem 
Eigentümer in einem bestimmten Zeitpunkt konkret zuste-
hen, ergibt sich aus der Zusammenschau aller in diesem 
Zeitpunkt geltenden, die Eigentümerstellung regelnden 
Vorschriften“�. Verfügungsrechte müssen somit im Kontext 
aufeinander bezogener Regeln untersucht werden (Ostrom/
Gardner/Walker 1994: 46). Interdependente Regelsysteme 
werden als Regime bezeichnet (Bromley 1991: 2 ff.). Die 
untereinander in Beziehung stehenden Regeln, die für die 
Entwicklung von Kulturlandschaften relevant sind, bil-
den ein landschaftsbezogenes Ressourcenregime bzw. ein 
Landschaftsregime (Rodewald/Knoepfel 2005; Knoepfel/
Nahrath/Varone 2007; Knoepfel/Gerber 2008). Ein institu-
tionelles Ressourcenregime wird definiert „als die Kombi-
nation von Eigentumsrechten (d. h. formelle Eigentumstitel 
sowie zugeschriebene Verfügungs- und Nutzungsrechte) 
und von öffentlichen Nutzungs- und Schutzpolitiken […], 

�  BVerfG, Beschluss vom 15.07.1981 – 1 BvL 77/78, NJW 82, S. 745 
(749).

die auf Güter und Dienstleistungen einer natürlichen Res-
source bezogen sind“ (Kissling-Näf/Varone 2000: 239). Um 
ein Landschaftsregime zu verstehen, ist es nötig, einerseits 
die Regeln der eigentumsrechtlichen Grundordnung zu ana-
lysieren, die die Verfügungsrechte der Grundeigentümer und 
anderer Landschaftsnutzer ausformen. Andererseits sind die 
Regeln landschaftsbezogener Schutz- oder Nutzungspoliti-
ken zu untersuchen, die Grundeigentümern, anderen Land-
schaftsnutzern, aber auch öffentlichen Körperschaften und 
sonstigen Planungsträgern bestimmte landschaftsbezogene 
Nutzungs- und Planungsrechte sowie Schutzpflichten und 
Nutzungsbeschränkungen auferlegen (Rodewald 2004). 
Die überörtliche Raumplanung entspricht nach diesem Ver-
ständnis einer öffentlichen Schutz- und Nutzungspolitik. In 
Raumordnungsplänen wird ein gesamträumliches Leitbild 
entworfen, das durch Setzung von Regeln zur Entwicklung 
der Siedlungs-, Freiraum- und Infrastruktur in eine raum-
ordnungsrechtliche Verbindlichkeit überführt wird, um 
raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen öffentlicher 
und privater Planungs- und Vorhabenträger zu beschränken 
und zu fördern sowie untereinander abzustimmen (Erbguth/
Schoeneberg 1992: 23; Spannowsky 1997: 765; Hendler 
2005: 877).

In Raumordnungsplänen werden somit formelle Regeln 
gesetzt, die gegenüber klar definierten Adressaten eine 
Geltung aufweisen. Raumordnungspläne stellen daher eine 
spezifische Form institutionellen Designs dar (Innes 1995: 
140; Alexander 2005). Für die Kulturlandschaftsentwick-
lung relevante Regeln erzeugt die Raumordnung aber nicht 
nur in ihren verbindlichen Raumordnungsplänen, sondern 
zunehmend im Rahmen der regionalen Zusammenarbeit. 
Der Gesetzgeber hat deshalb bei der grundlegenden Novel-
lierung des Raumordnungsgesetzes im Jahre 2008 die Auf-
gabennormierung der Raumordnung in § 1 Abs. 1 ROG 
um die raumordnerische Zusammenarbeit ergänzt. In die-
sem Sinne sind die Entwicklung, Ordnung und Sicherung 
des Raumes Aufgaben der Raumordnung, die sie mit Hilfe 
von Raumordnungsplänen, Abstimmungsmaßnahmen und 
raumordnerischer Zusammenarbeit erfüllen kann. Im Unter-
schied zu den formellen Regeln der Raumordnungspläne 
haben die Regeln, die aus der regionalen Zusammenarbeit 
hervorgehen, meistens einen informellen Charakter. Sie wei-
sen dann keine unmittelbare rechtliche Verbindlichkeit auf. 
Auch informelle Regeln können allerdings  Verhalten beein-
flussen (Hodgson 2006: 13). Während die formalen Regeln 
durch das Rechtssystem auf der Grundlage von Normen der 
Landesplanungsgesetze, des Bundesraumordnungsgesetzes 
sowie der Raumordnungsklauseln der Fachgesetze durch-
gesetzt und bei Verstößen sanktioniert werden, basiert die 
Wirksamkeit informeller Regeln primär auf der Beachtung 
durch die Akteure selbst (vgl. Scharpf 2000: 77). Als nega-
tive Sanktion steht bei der Verletzung informeller Regeln 
meistens kein staatlicher Zwang zur Verfügung, sondern 
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allenfalls reputationsverlust, soziale Missbilligung, Äch-
tung und entzug von Kooperation.

Formelle wie informelle Regeln beeinflussen das Ver-
halten von akteuren auf unterschiedliche art und Weise. 
traditionell wird insbesondere der Beschränkungscharakter 
von institutionellen regeln betont (Kubon-gilke 1997: 24). 
als Beschränkungen verstanden, umfassen institutionen 
„sowohl das, was dem einzelnen zu tun untersagt ist, als 
gelegentlich auch die Voraussetzungen, unter denen gewisse 
Personen bestimmte tätigkeiten vornehmen dürfen“ (north 
1992: 4). neben der Beschränkungsfunktion zeichnet viele 
institutionen aber auch eine positive anreizwirkung aus 
(hodgson 1998: 184). institutionen können überredend, 
motivierend und anregend wirken und akteure zur Durch-
führung der gewünschten Zielhandlungen explizit anhalten.

3  Institutionelles Design durch Raumordnungspläne

Raumordnungspläne definieren formelle Regeln nicht in 
erster linie für die direkten flächennutzer. ihre primären 
adressaten sind vielmehr andere öffentliche stellen, die 
selbst in eigenen Planungs- und Vorhabenentscheidungen 
über rechtlich verbindliche regeln bestimmen, an denen 
sich wiederum die eigentlichen flächennutzer zu orientie-
ren haben. Die Zusammenhänge zwischen der regelsetzung 
in raumordnungsplänen und der formellen steuerung der 
flächennutzung durch regulierende Planarten – wie Bauleit- 
und fachplänen – sind komplex.

Zwischen den Planungsrechten der gemeinden und denen 
der raumordnung besteht ein wesentlicher Unterschied. 
sind die gemeinden rechtlich dazu legitimiert, durch ihre 
Pläne verbindliche regeln für subjekte des Privatrechts zu 
formulieren und dadurch eine inhalts- und schrankenbe-
stimmung der nutzung des privaten grundeigentums vorzu-
nehmen, legitimieren die Planungsrechte der raumordnung 
vorrangig zu einer regulierung anderer öffentlicher stellen 
und sind nur mittelbar zu einer inhalts- und schrankenbe-
stimmung des grundeigentums ermächtigt. eine überört-
liche lenkung der Bodennutzung kann die raumordnung 
somit nur indirekt verfolgen. Die verbindlichen regeln in 
raumordnungsplänen tangieren Verfügungsrechte deshalb 
in erster linie auf seiten anderer öffentlicher stellen (fürst/
rudolph/Zimmermann 2003: 32). sie beschränken die Pla-
nungsrechte von gemeinden und fachplanungsträgern, 
können aber auch für diese akteure neue subjektive rechte 
schaffen (Kremm 1993; schulte 1998: 301; Waechter 2007: 
525). raumordnung ist deshalb vorrangig eine „regulie-
rung innerhalb des staates“ (ernst/hoppe 1978: 40; Wahl 
1996: 11) und das recht der raumordnung konzeptionell 
primär staatsinnenrecht (anders/Jankowski 2003: 81).

Das ausmaß der rechtlichen Bindungswirkung in Bau-
leitplan- und Planfeststellungsverfahren, in sonstigen 

raumbezogenen Fachplanungen und vorhabenbezogenen 
Genehmigungsverfahren ist abhängig von der Rechtsnorm-
qualität der einzelnen Regeln eines Raumordnungsplans. 
Raumordnungsrechtlich verbindlich wirken nur die ins-
titutionellen Regeln, die eindeutig Kriterien der Erforder-
nisse der Raumordnung erfüllen, wie sie § 3 ROG definiert 
(Kment 2002; Heemeyer 2006):

•	�R egeln in Raumordnungsplänen, die Zielen der Raum-
ordnung entsprechen, lösen bei ihren Adressaten eine
strikte Beachtenspflicht aus, die nicht durch Abwägung 
oder Ermessensausübung überwunden werden kann.

•	�R egeln, die Grundsätze der Raumordnung repräsentie-
ren, sind Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder
Ermessensentscheidungen. Sie begründen eine Berück-
sichtigungspflicht und können daher – im Gegensatz 
zu den Zielen der Raumordnung – durch eine gerechte 
Abwägung überwunden werden.

Der Vollzug dieser Beachtens- und Berücksichtigungs-
pflichten wird ergänzend zu den Vorschriften des 
Raumordnungsrechts von Bund und Ländern durch Raum-
ordnungsklauseln im Bauplanungsrecht und in Fachpla-
nungsgesetzen gesichert.

Zwar sind Raumordnungspläne durch Ausdehnung der 
Bindungswirkung für raumbedeutsame Projekte von einer 
Rahmenplanung für niederstufige Planung zu einer Pla-
nung mit direkter Wirkung auf Einzelvorhaben geworden 
(Bartlsperger 2003; Waechter 2007: 522), auf Seiten der 
Flächen nutzenden Akteure begründen ihre verbindlichen 
Festlegungen die Nutzungsmöglichkeiten von Standorten 
und Gebieten aber nicht unmittelbar (Ziekow 2002: 6). Sie 
beeinflussen subjektive Rechte von Grundeigentümern und 
anderen direkten Flächennutzern erst, nachdem sie in Bau-
leit- und Fachplänen weiter konkretisiert wurden (Schulte 
1996: 40; Spannowsky 1997: 765) oder nachdem sie in Ent-
scheidungen von Genehmigungsbehörden über die Zulässig-
keit raumbedeutsamer Vorhaben eingeflossen sind (Hendler 
2001; Kment 2002; Heemeyer 2006: 120). Nur kommunale 
Bauleitpläne und bestimmte sektorale Fachplanungen ent-
halten verbindliche Festlegungen, die die Art und Intensität 
der Bodennutzung verbindlich für Subjekte des Privatrechts 
als Inhalts- und Schrankenbestimmung spezifizieren. Hierzu 
können sie sich auf einen bodenrechtlichen Kompetenztitel 
berufen (Söfker 1995).

Einen vergleichbaren Kompetenztitel besitzt die Raum-
ordnung nicht. Nach Art. 75 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 GG ist die 
Raumordnung nur zu einer überörtlichen und überfach-
lichen Planung der Raumentwicklung legitimiert, die zu 
einer zusammenfassenden und abstimmenden Koordination 
raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen ermächtigt 
und deshalb vorrangig öffentliche Stellen bindet. Sie darf 
nicht unmittelbar die Beziehungen des Menschen zu Grund 
und Boden regeln (Grotefels/Heemeyer 2005; Heemeyer 
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2006: 63). Diese kompetenzrechtlichen Schranken limi-
tieren die Beeinflussung von Art und Intensität land- bzw. 
forstwirtschaftlicher Nutzungen durch verbindliche Regeln 
in Raumordnungsplänen erheblich. Aus diesem Grunde 
kann beispielsweise der Anbau von nachwachsenden Roh-
stoffen für die energetische Verwertung auch nicht durch die 
Ausweisung von Vorrang- oder Vorbehaltsgebieten gesteuert 
werden (SRU 2007: 65). Gegenüber Land- und Forstwirten 
entfalten Raumordnungsgebiete keine unmittelbaren Bin-
dungswirkungen. Da landwirtschaftliche Flächennutzungen 
in der Regel keiner Genehmigung bedürfen, gibt es auch 
keine Zulassungsverfahren, über die Beachtens-, Berück-
sichtigungs- oder Anpassungspflichten für verbindliche 
Regelungen der Raumordnung verankert werden könnten. 
Eine Inhalts- und Schrankenbestimmung flächenbezoge-
ner landwirtschaftlicher Produktion erfolgt vielmehr durch 
Regelungen des Naturschutzrechts, Vorgaben von Trinkwas-
serverordnungen, die Bodenschutzgesetze oder abfall- und 
pflanzenschutzrechtliche Bestimmungen (Stemmler 1991).

Da sich die verbindlichen Regeln von Landes- und Regio-
nalplänen vorrangig an öffentliche Stellen richten, wirkt die 
Raumordnung primär als eine „Planung der Planung“ (Einig 
2003: 481). Dieser Regulierungsmodus wird auch als Meta-
Regulierung bezeichnet (Einig 2008: 25).

Bei der Meta-Regulierung werden Regulierungsprozesse 
selbst zum Objekt der Regulierung (Jordana/Levi-Faur 
2003: 6; Morgan 2003: 490). Meta-Regulierung ist häufig 
Ausdruck von Regulierung innerhalb des Staates. Im Falle 
der Raumordnung wird von Meta-Regulierung gesprochen, 
weil die Raumordnung durch Pläne eine Form regulierender 
Steuerung darstellt (Fürst 2001: 265), deren verbindliche 
Regeln in erster Linie an öffentliche Stellen adressiert sind, 
die selbst Regulierungskompetenzen wahrnehmen, indem 
sie Bauleitpläne aufstellen (Gemeinden), vorhabenbezogene 
Pläne feststellen (Fachplanung) oder Entscheidungen über 
die Zulassung raumbedeutsamer Planungen treffen (Geneh-
migungsbehörden). Die Meta-Regulierung ist der primäre 
Koordinationsmechanismus der Raumordnung, um auf die 
konkrete Flächennutzung Einfluss auszuüben, ohne sich 
direkt an die eigentlichen Flächennutzer wenden zu müs-
sen. Zwei Koordinationsrichtungen der Raumordnung sind 
zu unterscheiden (Runkel 2001: 23). Im Rahmen der Auf-
stellung eines Raumordnungsplans gilt es, raumbedeutsame 
Maßnahmen und Planungen untereinander abzustimmen. 
Im Planvollzug wird die Übereinstimmung raumbedeut-
samer Maßnahmen und Planungen mit den im Raumord-
nungsplan festgesetzten Erfordernissen der Raumordnung 
geprüft. Diejenigen Vorhaben, die diesen widersprechen, 
werden abgelehnt. Meta-Regulierung durch Raumordnung 
versucht, Gegenläufigkeiten von Planungen und ihre wech-
selseitige Beeinträchtigung zu minimieren und eine mög-
lichst weitgehende Übereinstimmung zwischen anderen 

Planungen und Vorhaben mit den Erfordernissen der Raum-
ordnung zu erreichen (Hoppe 1987).

In einem Raumordnungsplan ist die angestrebte Ordnung 
somit nur als Vorentwurf enthalten, der im weiteren Gang der 
Planverwirklichung weiter konkretisiert werden muss. Der 
Steuerungserfolg der verbindlichen Regeln eines Raumord-
nungsplans hängt deshalb davon ab, ob und wie öffentliche 
Planungsträger die Vorgaben in ihren eigenen Planungen 
und Vorhaben konkretisieren, wie die Genehmigungsbehör-
den in ihren Vorhabenzulassungen und Plangenehmigungen 
entscheiden und wie im Nachgang direkt die Fläche nut-
zende Akteure Projekte und Nutzungen durchführen (Fürst/
Scholles 2008: 87). Die vollständige Umsetzungskette von 
der Formulierung verbindlicher Regeln bis zur konkreten 
Flächennutzung kann die räumliche Planung nicht kontrol-
lieren. Da sowohl die planenden öffentlichen Stellen bei der 
Auslegung der verbindlichen Regeln der Raumordnungs-
pläne Spielräume genießen als auch die direkt Boden in 
Anspruch nehmenden Akteure nicht zu einer Berücksich-
tigung der Regeln eines Raumordnungsplans verpflichtet 
sind, steht das raumordnerische Regelsystem gewisserma-
ßen unter „Korrekturvorbehalt“ (Kirchhof 1996: Rn. 110). 
Die Gestaltungskraft der räumlichen Planung für die Ent-
wicklung der Kulturlandschaft ist somit relativ. Wegen ihres 
Meta-Regulierungscharakters steuert sie die Flächennut-
zung im Wesentlichen mittelbar. Raumordnungspläne defi-
nieren zukünftig zu erreichende Ziele und verknüpfen diese 
mit Instrumenten, um Rechtsfolgen für die Adressaten der 
Ziele zu setzen, ohne allerdings die Art und Weise der Ziel-
verwirklichung detailliert vorzuschreiben (Erbguth 1981: 
581; Battis 1999: 17 f.). Raumordnungspläne sind Zweck-
programme (Hoppe/Grotefels 1995: § 5 Rn. 6; Kment 2002: 
40), die Gestaltungsräume für ihre Vollzugsadressaten offen 
lassen. Anschlusshandlungen der Planadressaten werden 
nicht präzise determiniert. Es werden aber Schranken für 
die Spielräume der Konkretisierung der Ziele gesetzt (Wahl 
1978: 36). Raumordnung ist daher eher Kontextsteuerung 
als Maßnahmenplanung (Fürst 2001: 258). Dies soll an 
einem Beispiel illustriert werden.

Die Förderung der Ausstattung von Landschaften mit 
Hecken und Flurgehölzen hat sich der Regionalplan des 
Regionalen Planungsverbandes Westsachsen zum Ziel 
gesetzt (in Kraft seit dem 25.07.2008). Im Text definiert ein 
Grundsatz der Raumordnung (G 4.1.2), dass strukturarme 
Ackerfluren durch ein Netz von Gehölzstrukturen gegliedert 
werden sollen. Um dieses landschaftliche Entwicklungsziel 
räumlich weiter zu konkretisieren, werden – flankierend 
in einer Karte – „Gebiete zur deutlichen Anreicherung mit 
Hecken und Flurgehölzen“ zeichnerisch in Teilräumen mit 
landschaftlichen Defiziten ausgewiesen und im Text ein 
Ziel der Raumordnung (Z 4.1.3) formuliert, wonach diese 
Gebiete vorrangig durch Hecken zu strukturieren sind. 
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allerdings lässt der Plan den adressatenkreis – wer hecken 
pflanzen soll – weitgehend unbestimmt. Der Regionalplan 
geht davon aus, dass im rahmen möglicher fachplanun-
gen (flurneuordnungsverfahren, agrarstrukturelle entwick-
lungsplanung) sowie im Kontext naturschutzrechtlicher 
Kompensationsmaßnahmen Heckenpflanzungen erfolgen 
werden. Ob dies im erforderlichen Umfang geschieht, kann 
der Träger der Regionalplanung selbst nicht beeinflussen. 
Die vom Plan erlassenen regeln sind nur dann steue-
rungswirksam, wenn sie durch Überzeugung akteure zum 
gewünschten Heckenpflanzen motivieren oder wenn ver-
bindliche Beachtens- und Berücksichtigungspflichten Maß-
nahmenträger zu einer regelbefolgung zwingen. Beides ist 
eher unwahrscheinlich. Das positivplanerische raumord-
nungsgebiet wirkt deshalb nur wie eine angebotsplanung. 
es hat einen ermöglichenden charakter, ist aber nicht im 
gleichen Maße verpflichtend. Denn ein Raumordnungsplan 
ist kein Maßnahmenprogramm, das konkrete Vorhaben bzw. 
Maßnahmen benennt, die durchzuführen sind (fürst/schol-
les 2008: 87).

Die Koordinationsleistung der raumordnung ist insbe-
sondere in der Phase der Planumsetzung gefordert, wenn 
konkrete Planungen und Maßnahmen daraufhin zu prüfen 
sind, ob sie den Zielen und grundsätzen der raumordnung 
entsprechen (fürst 1991: 56). in der Vollzugsphase wird 
raumordnung zum Kontrolleur (fürst/rudolph/Zimmer-
mann 2003: 32). Bevor eine genehmigungsbehörde eine 
Zulassungsentscheidung über ein zu genehmigendes Vor-
haben trifft, überprüfen raumordnungsbehörden die Über-
einstimmung der raumbedeutsamen Planungen mit den in 
ihrem raumordnungsplan festgelegten erfordernissen der 
raumordnung. in stellungnahmen wird dem träger der 
begutachteten Planung und der zuständigen genehmigungs-
behörde mitgeteilt, ob das geprüfte Vorhaben den Zielen und 
Grundsätzen entspricht oder ob Konflikte bestehen. Können 
die vorliegenden Konflikte durch Änderungen der betreffen-
den Planung ‚geheilt‘ werden, wird eine Überarbeitung der 
Planung gefordert und es werden entsprechende Auflagen 
formuliert. Sind die Konflikte aber zu gravierend, muss die 
raumordnungsbehörde in einer negativen stellungnahme 
das Vorhaben ablehnen.

4  Regelsetzung in der regionalen Zusammenarbeit

Die gestaltung von Kulturlandschaften auf dem Wege 
der Zusammenarbeit hat sich neben dem traditionellen 
ansatz planbasierter regulierung zum zweiten standbein 
der raumordnung entwickelt. informelle, auf freiwillig-
keit basierende instrumente und Verfahren haben seit den 
1990er Jahren in der raumordnungspraxis immer mehr 
an Bedeutung gewonnen (adam/Wiechmann 1999; fürst 
1999; fürst/Peithmann 1999: 378; Diller 2002; Knieling/

Fürst/Danielzyk 2003; Fürst/Rudolph/Zimmermann 2003; 
Fürst/Löb/Rudolph et al. 2003; Knieling 2006). Die koope-
rative regionale Zusammenarbeit nimmt zu, „weil es immer 
mehr Probleme gibt, die sich von einzelnen Akteuren allein 
und im herkömmlichen Institutionengefüge nicht oder nur 
suboptimal lösen lassen“ (Müller 1999: 597). So sehen auch 
die „Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raument-
wicklung in Deutschland“ einen erheblichen Bedarf für 
eine Kulturlandschaftsgestaltung durch Kooperation und 
Partnerschaften (MKRO 2006: 25). Die Zusammenarbeit 
in Netzwerken und das Netzwerkmanagement gelten als 
vorrangige Aufgabe der Regionalplanung (Kühn/Danielzyk 
2006: 292; Arge Future Landscape 2006: 19).

Im Unterschied zur formellen Regulierung, bei der die 
Raumordnung verbindliche Regeln in ihren Plänen festlegt, 
die ihre Adressaten zu befolgen haben und binden, basieren 
kooperative Entwicklungsstrategien der Kulturlandschaft 
eher auf Ko-Regulierung, d. h. auf der gemeinsamen Setzung 
von Entwicklungs- und Vorhabenzielen und der kooperati-
ven Verankerung von Regeln, die das zieladäquate Verhal-
ten der Kooperationspartner inhaltlich strukturieren und 
absichern sollen. Regionale Zusammenarbeit ist sehr häufig 
an Projekten orientiert. Dies verdeutlichen vor allem regio-
nale Entwicklungskonzepte, die mittlerweile in fast allen 
Ländern Einzug gehalten haben. Regionale Entwicklungs-
konzepte stellen Vorhaben- und Maßnahmenprogramme 
dar. Dadurch ergänzen sie die klassischen Rahmenpläne der 
Raumordnung, deren schwache Umsetzungsrelevanz häufig 
kritisiert wird (Danielzyk/Eickhoff 2006: 39).

Wenn Ko-Regulierung in Netzwerkstrukturen eingebettet 
ist, wird häufig auch von Netzwerkgovernance gesprochen. 
Gemeint ist damit das Management von Netzwerken, das 
auch von der Raumordnung immer häufiger erwartet wird 
(Rudolph 2003: 73 ff.). Die Netzwerkforschung unterschei-
det zwei Formen der Netzwerkgovernance (Junki 2006; 
Provan/Kenis 2007):

•	�N etzwerke, die durch eine Organisation koordiniert und
gesteuert werden,

•	�N etzwerke, in denen alle beteiligten Organisationen inter-
agieren, ohne dass eine Organisation zentrale Manage-
mentaufgaben für den Gesamtprozess übernimmt.

Beide Typen der Netzwerkgovernance haben in der Raum-
ordnungspraxis mittlerweile eine Bedeutung. Allerdings 
übernimmt die Regionalplanung nur selten eine führende 
Rolle als Moderator oder Netzwerkmanager. Ob die Regio-
nalplanung ausreichende Ressourcen und Kapazitäten 
aufweist, um komplexe Prozesse der Kulturlandschafts-
entwicklung durch Zusammenarbeit in Netzwerken zu 
steuern, ist daher fraglich. Die Regionalplanung ist in der 
Regel ein Akteur unter vielen (Kühn/Gawron/Vetter 2007: 
39). Für ein Engagement der Regionalplanung im Rah-
men von regionalen Entwicklungskonzepten im Bereich 
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der Kulturlandschaftsentwicklung gibt es erst sehr wenige 
Beispiele (Kühn/Gawron/Vetter 2007: 41). Das Gleiche gilt 
auch für die Übernahme von Moderatorenfunktionen durch 
die Raumordnung (Wiechmann 1998: 253 f.; Knieling/
Fürst/Danielzyk 2003: 180 ff.). Träger der Raumordnung 
greifen somit noch zu selten Ansätze der Netzwerkgover-
nance auf, um ihren kulturlandschaftlichen Gestaltungsauf-
trag durch regionale Zusammenarbeit auszufüllen. Gründe 
sind finanzielle und personelle Restriktionen, aber auch 
eingeschränkte Qualifikationen vieler Regionalplaner als 
Moderatoren oder Netzwerkmanager. Darüber hinaus muss 
berücksichtigt werden, dass die Regionalplanung aufgrund 
begrenzter personeller Kapazitäten nicht viele Bündnisse 
mit den Flächennutzern in einer Region eingehen kann. 
Allenfalls in sehr kleinen Ausschnitten einer Region kann 
sich die Raumordnung in Netzwerken zusammen mit Land- 
und Forstwirten aktiv der kleinräumigen Landschaftsent-
wicklung widmen. Fast vergleichbar schwierig verläuft die 
Zusammenarbeit zwischen Gemeinden und Raumordnung 
in Planungsregionen. Zwar ist hier die Anzahl der Koopera-
tionspartner deutlich kleiner, dafür hemmen vielfach Vertei-
lungskonflikte und Wettbewerbskonkurrenz die Motivation 
der Gemeinden, gemeinsam mit der Regionalplanung neue 
Formen der Kulturlandschaftsentwicklung in Netzwerken 
zu erproben. Noch eher selten gelingt es im Rahmen regio-
naler Zusammenarbeit, einen Leitbilddiskurs mit einer kon-
kreten Projektorientierung zusammen zu bringen.

Ein sehr interessantes Beispiel ist die „Regionale 2010“, 
die in der Region Köln/Bonn als netzwerkartig organisierte 
Zusammenarbeit der Gebietskörperschaften und weiterer 
öffentlicher wie privater Akteure durchgeführt wird (vgl. 
www.regionale2010.de). Sehr überzeugend ist es gelungen, 
gemeinsame Spielregeln der Kooperation durch Leitbild-
prozesse, konkrete landschaftliche Konzeptentwicklung 
und Vereinbarung von Qualitätsstandards für Projekte zu 
definieren, bevor die eigentlich im Vordergrund stehenden 
Einzelprojekte ausgewählt und durchgeführt wurden.

Die „Regionalen“ sind ein Strukturprogramm des Lan-
des Nordrhein-Westfalen, das im Turnus von zwei Jahren 
jeweils einer ausgewählten Region besondere Möglich-
keiten der Regionalentwicklung bietet. Die Kulturland-
schaftsentwicklung kann als Dreh- und Angelpunkt der 
„Regionale“ in der Region Köln/Bonn bezeichnet werden. 
Der Entwicklung eines großräumigen Kulturlandschafts-
netzwerks mittels örtlich angesiedelter Projekte kommt eine 
herausragende Bedeutung zu. Wesentliche Ziele der kul-
turlandschaftlichen Projekte sind die stärkere Vernetzung 
und der Ausbau bereits bestehender Grünbereiche und die 
Sicherung und Aufwertung der Landschaft. Zentrales In
strument der „Regionale 2010“ ist ein Masterplan „grün“, 
der für alle großräumigen Landschaftseinheiten der Region 
Entwicklungsleitbilder formuliert und räumlich differen-
zierte Grundsätze als Orientierungsmaßstäbe für die Qualifi-

zierung der Einzelprojekte vorgibt (Regionale 2010 Agentur 
2007). Auf seiner Basis fand die Projektauswahl statt, deren 
Basiskriterium die „regionale Bedeutsamkeit“ war.

Die „Regionale 2010“ ist allerdings auch ein Beispiel 
dafür, dass die Regionalplanung im Prozess der regiona-
len Zusammenarbeit nur noch ein Akteur neben vielen 
ist. Das eigentliche Netzwerkmanagement der „Regionale 
2010“ wird von einer Agentur mit eigenem Personal 
wahrgenommen.

5 �Schluss

Traditionell nimmt die Raumordnung alle raumrelevanten 
Belange in den Blick und entwickelt aus dieser Gesamt-
schau ein planerisches Konzept für die zukünftige Ent-
wicklung der Kulturlandschaft. In ihren Plänen überführt 
sie diese planerische Konzeption in ein verbindliches Ziel- 
und Grundsatzkonzept. Der Meta-Regulierung verpflichtet, 
folgen Raumordnungspläne einer Angebotsphilosophie. 
Sie geben den Rahmen vor, den andere öffentliche Stellen 
und in Grenzen auch Private bei ihren eigenen Planungen 
beachten bzw. berücksichtigen müssen. Die Durchführung 
von Vorhaben und Maßnahmen kann grundsätzlich nicht 
erzwungen werden. Die Raumordnung kann nur die regel-
gerechte Verortung von Vorhaben im Raum steuern. Kultur-
landschaftsgestaltend wirkt die Raumordnung auch durch 
Zusammenarbeit in Netzwerken. „Das hat mehr mit Werben, 
Überreden, Überzeugen, Anreizen zu tun, als mit Gebieten 
und Verbieten“ (Fürst 2006: 177). Obwohl die kooperative 
Entwicklung von Kulturlandschaften häufig in der Literatur 
als Gestaltungspfad empfohlen wird, gibt es in der Raum-
ordnung noch verhältnismäßig wenige Beispiele für ent-
sprechende Governance-Praktiken. Gelingt es, Akteure, die 
durch formelle Regeln des Raumordnungsplans gar nicht 
gebunden werden könnten, auf dem Wege der regionalen 
Zusammenarbeit auf Ziele bestimmter Kulturlandschafts-
entwicklung zu verpflichten und zur Durchführung von 
Vorhaben bzw. Aktivitäten der Flächennutzung freiwillig zu 
motivieren, hat die Raumordnung ihre Steuerungskapazität 
erheblich ausgebaut. Aber nicht immer lassen sich Akteure 
von konkreten Zielen der Kulturlandschaftsentwicklung 
und der Notwendigkeit bestimmter Verhaltensanpassungen 
argumentativ überzeugen. Gerade bei konfliktbehafteten 
Themen der Kulturlandschaftsentwicklung begegnen sich 
Akteure nicht pauschal kooperativ (Durner 2005). Oft kann 
ein regionaler Konsens allein mit persuasiven Instrumen-
ten nicht erzielt werden. Im Vergleich zu den regulativen 
Instrumenten des Regionalplans weisen die persuasiven 
Instrumente, mit denen die Netzwerkgovernance vorrangig 
auskommen muss, den geringsten rechtlichen Gehalt und 
zugleich auch die geringste Steuerungsintensität auf (Voigt 
1983: 24). Sie führen daher nicht schon zum Handlungs-
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erfolg, wenn ihr kommunikativer Erfolg gesichert ist. Um 
gleichzeitig einen instrumentellen Erfolg – ein Handeln im 
Sinne der Ziele – zu sichern, muss zusätzlich eine zweite 
Bedingung erfüllt sein. Die Adressaten müssen die Hand-
lungen durchführen bzw. auf bestimmte Entwicklungen 
verzichten, auf die man sich im Rahmen der Kooperation 
geeinigt hat (Einig 1998: 46). Dies vermögen kommuni-
kative Instrumente aber nur selten abzusichern. Ist man 
sich der Stärken und Schwächen formeller wie informeller 
Instrumente bewusst, lassen sich in Instrumentenverbün-
den komplementäre Instrumente kombinieren. So können 
Steuerungsdefizite isoliert angewendeter Instrumente kom-
pensiert und komparative Vorteile erschlossen werden.
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